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Die sicherheitspolitischen Rahmenbedingungen in der 
Ostseeregion verschlechtern sich zunehmend aufgrund 
zweier eng miteinander zusammenhängender Entwick-
lungen: der wachsenden Verunsicherung bezüglich der 
Rolle der USA als Garant von Sicherheit und der zuneh-
menden Instabilität internationaler Institutionen. Die drei 
baltischen Staaten sind am verwundbarsten. Sie stehen 
vor einer schwierigen sicherheitspolitischen Herausfor-
derung: Wie können sie sich auf eine mögliche Verringe-
rung der US-Präsenz in der Zukunft vorbereiten, ohne dass 
diese Maßnahmen die Wahrscheinlichkeit einer solchen 
Entwicklung erhöhen?

Aus Sicht der baltischen Staaten sollte dies eine Auf
gabe sein, die ganz Europa zusammenbringt. Doch ein 
Interview, das der Economist vor kurzem mit dem franzö-
sischen Präsidenten Emmanuel Macron führte, verdeut-
licht, dass tiefe Meinungsverschiedenheiten über die stra-
tegischen Ziele in Europa bestehen.1

Die Sicherheit der baltischen Staaten ist in vielfäl-
tiger Hinsicht besser gewährleistet als je zuvor. Sie sind 
eng in die westliche Staatengemeinschaft integriert, ins-
besondere durch die Mitgliedschaft in EU und NATO. Die 
regionale Sicherheitslage der baltischen Staaten hat sich 
aber erheblich seit dem Jahr 2014 verschlechtert, als Russ-
land die Krim annektierte und einen Krieg in der Ostuk-
raine begann. Diese Ereignisse führten allerdings zu einer 
Stärkung der NATO-Präsenz in den baltischen Staaten und 
Polen und einer geschlossenen Verurteilung der russi-
schen Annexion durch die EU sowie gemeinsam verhäng-
ten Sanktionen.

In diesem Zusammenhang ist der Beitrag der USA 
zur Sicherheit in der Ostseeregion gewachsen, aber die 
Zukunft ist durch Unsicherheit gekennzeichnet. Am 
meisten beunruhigt die Tatsache, dass Präsident Donald 

1 A President on a mission, The Economist, 9.9.2019, 17–18.

Trump sich nicht für die Belange seiner Verbündeten und 
Partner interessiert und Allianzen keine Bedeutung bei-
misst. Trump liegt weder etwas an der NATO noch an der 
EU. Noch weniger bedeuten ihm multilaterale internatio-
nale Kooperation und die regelbasierte Weltordnung, die 
in dem Maße erodiert, wie die USA ihre führende Rolle bei 
ihrer Aufrechterhaltung aufgegeben haben. Ein weiterer, 
noch triftigerer Grund für Zweifel an der zukünftigen Rolle 
der USA als Garantiemacht der europäischen Sicherheit 
rührt nicht von Trump her, sondern von der raschen Ver-
änderung des globalen Machtgleichgewichts. Europa wird 
zwangsläufig in dem Maße an Bedeutung verlieren, wie 
sich die USA darauf konzentrieren, den Aufstieg Chinas 
zu managen.

Den französischen Präsidenten Macron treibt zu Recht 
die Sorge um, Europa könnte in dem neuen geopolitischen 
Umfeld zunehmend auf sich allein gestellt sein und in der 
sich verstärkenden Rivalität zwischen den beiden Super-
mächten USA und China unter wachsenden Druck von 
beiden Seiten geraten. In dieser Situation war es notwen-
dig, dass die EU und europäische Staaten damit beginnen, 
ihre Fähigkeit zu verstärken, selbst für ihre Sicherheit zu 
sorgen. Aber dies hat die Spannungen in den transatlan-
tischen Beziehungen erhöht und geht vor allem zu Lasten 
der baltischen Staaten  – die in hohem Maße von den 
Sicherheitsgarantien der NATO und der USA abhängig 
sind.

Äußerungen französischer, deutscher und anderer 
führender europäischer Politiker in den letzten Wochen 
haben gezeigt, dass die EU-Staaten keine gemeinsame 
Vision für die zukünftige Gestaltung der transatlantischen 
Beziehungen haben. Andererseits scheinen sich die USA 
unschlüssig zu sein, ob sie wirklich wollen, dass Europa 
ein stärkerer Sicherheitsakteur wird und daher zwangs-
läufig ein von den Amerikanern unabhängigerer Partner 
wird.

Die EU kann die NATO nicht ersetzen und sie versucht 
dies auch gar nicht, obgleich Macron die EU anscheinend 
unbedingt auf ein solches Ziel einschwören will. EU-Mit-
gliedstaaten in der Ostseeregion (einschließlich der 
Nicht-NATO-Mitglieder Finnland und Schweden) teilen 
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und nicht ersetzen sollte. Die baltischen Staaten haben 
im Allgemeinen eine konstruktive Rolle bei der Entwick-
lung der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungs-
politik der EU gespielt. Allerdings sind sie auch beson-
ders skeptisch gegenüber dem Konzept der strategischen 
Autonomie Europas, das in jüngster Zeit in den Debatten 
auf EU-Ebene eine immer stärkere Rolle spielt und das 
in einem aktuellen Bericht des International Centre for 
Defence and Security analysiert wird.2

Dieses insbesondere von Frankreich forcierte Konzept 
bildet den Hintergrund für das strategische Ziel einiger 
Mitgliedstaaten, die Beziehungen zu den USA zu lockern 
und dadurch die Autonomie Europas zu stärken. Die öst-
lichen Mitgliedstaaten der EU und der NATO dagegen 
wollen die US-Präsenz und die transatlantische Sicher-
heitszusammenarbeit stärken, während sie gleichzeitig 
Anstrengungen unternehmen, um sich auf ihre mögliche 
Schwächung vorzubereiten. Die ambitionierten Äußerun-
gen des französischen Präsidenten erschweren es jedoch, 
die europäische Verteidigungskooperation in der Praxis 
auszubauen, auch wenn die Stärkung der europäischen 
Verteidigungsfähigkeiten im gemeinsamen Interesse aller 
europäischen Länder und grundsätzlich auch der Verei-
nigten Staaten liegt.

Eine Möglichkeit, sich an die wachsende Unsicherheit 
anzupassen, besteht darin, die Verteidigungskooperation 
bilateral und zwischen kleinen Ländergruppen zu verstär-
ken. So kooperiert zum Beispiel Estland eng mit den USA, 
Frankreich und vielen anderen Verbündeten und Part-
nern. Nach dem Brexit wird Frankreich im Zentrum der 
europäischen Sicherheitspolitik stehen. Estland hat ver-

2 Järvenpää, Pauli / Major, Claudia/Sakkow, Sven: European Stra-
tegic Autonomy. Operationalizing a Buzzword. Tallinn: International 
Center for Defense and Security, December 2019.

sucht, sich dadurch in Paris besser Gehör zu verschaffen, 
dass es sich als eines der ersten Länder der Europäischen 
Interventionsinitiative unter französischer Führung ange-
schlossen hat und einen substantiellen Beitrag zu den von 
Frankreich geführten militärischen Einsätzen in Mali und 
anderen Ländern in Afrika geleistet hat.

Ein Nachteil der bilateralen Kooperation und der mul-
tilateralen Kooperation in kleinen Gruppen – auch „Mini-
lateralismus“ genannt – besteht darin, dass beide unter 
Umständen zur Schwächung multilateraler Institutionen 
wie EU und NATO beitragen. Besonders schwierig ist die 
Situation für kleine Länder. Einerseits ist es für kleine 
Länder unerlässlich, alles in ihrer Macht Stehende zu tun, 
damit Institutionen stark bleiben. Die Präsenz von EU 
und NATO in der Ostseeregion fördert Stabilität und Vor-
hersagbarkeit mehr als die beste bilaterale Beziehung auf 
der Basis einer transaktionalen Logik. Es hängt in erster 
Linie von der Glaubwürdigkeit der NATO und der EU ab, 
ob es gelingt, die russische Bedrohung unter Kontrolle zu 
halten.

Andererseits zwingt die Instabilität von Institutionen 
in einer sich wandelnden Welt Estland und andere kleine 
europäische Staaten dazu, in die bilaterale Kooperation 
mit Schlüsselpartnern zu investieren und ihre eigene 
Fähigkeit zu verbessern, sich vor einer breiten Palette von 
Bedrohungen zu schützen.

Hinweis: Eine englischsprachige Version dieses Papiers ist auf der 
Webseite des Estonian Foreign Policy Institute erschienen (https://
icds.ee/impossible-security-policy-choices-for-the-baltics/)

https://icds.ee/impossible-security-policy-choices-for-the-baltics
https://icds.ee/impossible-security-policy-choices-for-the-baltics

